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Vorwort

Das Internet prägt heute wesentliche Teile der abhängigen

Arbeit. Als Informationsquelle wird es immer wichtiger, als

»web 2.0« ermöglicht es eine reichhaltige Kommunikation.

Die Digitalisierung zahlloser Arbeitsvorgänge schlägt sich im

Alltag vieler Beschäftigter nieder. »Ständige Erreichbarkeit«

und Arbeit zu beliebigen Zeiten und an beliebigem Ort sind

die fühlbarsten Konsequenzen. Am Horizont erscheint das

»Internet der Dinge«, im Arbeitsprozess »Industrie 4.0«

genannt.

Im Zusammenhang mit dieser Entwicklung treten zahlreiche

neue Rechtsfragen auf. Um mit dem Einfachsten zu

beginnen: Darf der Arbeitgeber Daten über seine

Beschäftigten samt Foto ins Netz stellen? Muss ein

Arbeitnehmer auf eigene Faust gegen Beleidigungen in

einem Bewertungsportal vorgehen oder kann er vom

Arbeitgeber verlangen, dass er für einen guten

Rechtsvertreter sorgt? Welche Konsequenzen hat es, wenn

der Arbeitnehmer nach dem im Betrieb praktizierten Motto

»Bring your own device« nur noch mit seinem eigenen

Laptop arbeitet?

Spezifische Probleme ergeben sich durch soziale Netzwerke

wie Facebook, Twitter oder Xing. Darf sich ein Personalleiter

dort über die persönlichen Vorlieben eines Bewerbers

sachkundig machen? Und weiter: Muss sich der

Arbeitnehmer auf die Fan-Page des Unternehmens begeben,

um dort den Chor der Unterstützer und Bewunderer zu

verstärken? Wie geht man mit dem Fall um, dass ein

Beschäftigter seinen Facebook-Freunden gegenüber den

Arbeitgeber angreift oder ihn gar mit unsympathischen

Tieren vergleicht?



Für eine wachsende Zahl von Unternehmen ist

»Crowdsourcing« das neue Zauberwort. Bestimmte

Aufgaben werden mit Hilfe einer Plattform im Internet

ausgeschrieben. Jedes Mitglied der »Crowd«, der

unübersehbaren Zahl der Internet-Nutzer, kann sich um

einen Auftrag bewerben. Die Preise bestimmt der Markt;

Interessenten aus Indien werden nicht selten mit 2 Euro pro

Stunde zufrieden sein. Wie kann sich das Arbeitsrecht

gegenüber solchen Phänomenen behaupten?

Die vorliegende Untersuchung will diesen und zahlreichen

weiteren Fragen nachgehen. Auch die traditionellen

Probleme der Privatnutzung von dienstlichen

Internetanschlüssen und die Kontrollmöglichkeiten des

Arbeitgebers werden uns beschäftigen.

Literatur und Rechtsprechung sind bis April 2015

verarbeitet. Gerichtsentscheidungen werden in der Regel

mit Datum und Aktenzeichen zitiert, um so das

(unentgeltliche) Auffinden zu erleichtern. Anregungen und

Verbesserungsvorschläge sind unter daeubler@uni-

bremen.de stets willkommen.

Bremen, im Juli 2015 Wolfgang Däubler

mailto:daeubler@uni-bremen.de
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VII. Kontrollrechte des Betriebsrats

§ 14 Anhang: Nützliche Internet-Adressen für

Menschen, die am Arbeitsrecht interessiert sind

I. Gesetzestexte

II. Rechtsprechung

III. Sonstige nützliche Adressen

1. Wenn man einen Anwalt sucht…

2. Man braucht einen Experten in Technologiefragen

3. Wer mehr über Datenschutz wissen will …

4. Informationen von der Arbeitsagentur

5. Texte von Tarifverträgen

6. Arbeitsschutz

IV. Gewerkschaften

1. IG Metall



2. ver.di

3. IG Bergbau Chemie Energie

4. DGB

5. Hans-Böckler-Stiftung

V. Arbeitgeberverbände

VI. Politische Instanzen

1. Bundesregierung

2. Bundesministerien

3. Einzelinitiativen

4. Deutscher Bundestag

VII. Europa und Internationales

1. EU

2. ILO

3. Internationale Gewerkschaften

VIII. Newsgroups und Diskussionsforen

Literaturverzeichnis

Stichwortverzeichnis



Abkürzungsverzeichnis

a. A. anderer Auffassung

ABl. Amtsblatt der EG

ABM Arbeitsbeschaffungsmaßnahme

AEntG Arbeitnehmer-Entsendegesetz

a. F. alte Fassung

AG Die Aktiengesellschaft (Jahr und Seite)

AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen

AiB Arbeitsrecht im Betrieb (Jahr und Seite)

ANErfG Arbeitnehmer-Erfindungsgesetz

Anm. Anmerkung

AnwBl Anwaltsblatt (Jahr und Seite)

AP Arbeitsrechtliche Praxis (Nachschlagewerk des

BAG)

APS Ascheid/Preis/Schmidt (s. Literaturverzeichnis)

ArbG Arbeitsgericht

ArbRB Der Arbeitsrechts-Berater (Jahr und Seite)

ArbSchG Arbeitsschutzgesetz

ArbZG Arbeitszeitgesetz

AuA Arbeit und Arbeitsrecht (Jahr und Seite)

AufenthG Aufenthaltsgesetz

   

BAG Bundesarbeitsgericht

BayObLG Bayerisches Oberstes Landesgericht

BB Der Betriebs-Berater (Jahr und Seite)

BBG Bundesbeamtengesetz

BDSG Bundesdatenschutzgesetz

Begr. Begründer

BetrR Der Betriebsrat (Jahr und Seite)

BetrVG Betriebsverfassungsgesetz



BGB Bürgerliches Gesetzbuch

BGBl. Bundesgesetzblatt (Jahr, Teil und Seite)

BITKOM Bundesverband Informationswirtschaft,

Telekommunikation und neue Medien

Bl. Blatt

BPersVG Bundespersonalvertretungsgesetz

BRRG Beamtenrechtsrahmengesetz

BT-Drs. Bundestags-Drucksache

BUrlG Bundesurlaubsgesetz

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

(Band und Seite)

BVerwG Bundesverwaltungsgericht

   

CF Computer Fachwissen (Heft, Jahr und Seite)

CR Computer und Recht (Jahr und Seite)

CRi Computer und Recht – Internationaler Teil (Jahr

und Seite)

CuA Computer und Arbeit (Heft, Jahr und Seite –

früher CF)

   

DANA Datenschutz-Nachrichten (Jahr und Seite)

DB Der Betrieb (Jahr und Seite)

d. h. das heißt

DKKW Däubler/Kittner/Klebe/Wedde (s.

Literaturverzeichnis)

DuD Datenschutz und Datensicherung (Jahr und

Seite)

DVBl. Deutsches Verwaltungsblatt (Jahr und Seite)

DVR Datenverarbeitung im Recht (Jahr und Seite)

   

EBR Europäischer Betriebsrat

EBRG Europäisches Betriebsräte-Gesetz


